Stellungnahme zur Auslegung des Regionalplanentwurfs

-Regionalversammlung am 27. 02. 2008-

Unsere Region Stuttgart steht im Wettbewerb mit den Nachbarn und mit anderen Metropolregionen, egal ob sie ihn annimmt oder nicht. Dieser Wettbewerb geht nicht um den ausgefeiltesten Regionalplan, sondern um die besten Bedingungen für Wirtschaft, Arbeitsplätze, Fachkräfte und die Wohn- und Lebensqualität. Es geht also letztlich darum, ob wir den Menschen, die in unserer Region leben oder hierher zuziehen wollen, attraktive Voraussetzungen schaffen.

Zunächst ist festzuhalten, dass unsere Planung auf dem aufbaut, was in unserem Land und in der Region in den vergangenen Jahrzehnten entstanden ist – eine weit überdurchschnittliche Wirtschaftskraft, die in großen Teilen beispielhafte öffentliche und private Infrastruktur, eine trotz hoher Siedlungsdichte hochwertige Natur- und Erholungslandschaft – kurz gesagt, bei uns lässt es sich gut arbeiten und leben.

Den entscheidenden Beitrag dazu haben – neben der Wirtschaft – die Städte und Gemeinden erbracht, die den Freiraum der kommunalen Selbstverwaltung hervorragend genutzt haben. Dass es dabei auch Fehler gegeben hat, kann niemand bestreiten, diese stehen aber in keinem Verhältnis zu dem Desaster, das regelmäßig bei zentralistischer Planwirtschaft entsteht.

Wenn wir Freie Wähler die hohe Lebensqualität betonen, dann hat auch die Region wichtige Bausteine beigetragen:

Sicherung der Freiräume für Natur, Erholung, Landwirtschaft und Klimaschutz, Verkehrsinfrastruktur,  besonders beim ÖPNV, Steuerung bzw. Bewahrung der wohnortnahen Grundversorgung im Einzelhandel

– hier leider zu spät –, Rahmenbedingungen für die Wirtschaftsentwicklung, dazu gehören auch die Landesmesse und Stuttgart 21.

In weiten Teilen stehen wir Freien Wähler hinter den Zielen des Verbands Region Stuttgart. In einem zentralen Punkt haben wir eine grundsätzlich andere Position – in der immer öfter zu Tage tretenden

Haltung des Verbands, den Gemeinden und Landkreisen sagen zu wollen, wo es lang geht und dies auch im Kern der Eigenverantwortung. Es fehlt einfach an ausreichend Vertrauen in die unbestreitbar erfolgreiche kommunale Selbstverwaltung, die sich schon bewähren musste, als die Regionalplanung noch nicht den heutigen Stellenwert hatte.

Deren Notwendigkeit in der Steuerung unseres Verdichtungsraums bestreiten wir übrigens in keiner Weise – es geht uns nicht um das „Ob“, sondern um das Wie“.

Regionalplanung ist Zukunftsgestaltung

Unsere Fraktion sieht es als die zentrale Aufgabe der Regionalplanung an, die veränderten Rahmenbedingungen der kommenden Jahrzehnte herauszuarbeiten und in Partnerschaft mit den Verantwortlichen darauf Antworten zu geben:

Auswirkungen des demografischen Wandels und der größeren Umzugsbereitschaft der Menschen

Globalisierung des Wirtschaftsgeschehens, Verstärkter Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen,  Sicherung der notwendigen Mobilität innerhalb der Region durch Verbesserung des ÖPNV und des  Straßennetzes.

Da wir in vielen Teilen übereinstimmen, will ich nur die Themen vertieft behandeln, in dem wir Freie Wähler eine andere Grundhaltung haben. Ich will sie mit dem Leitsatz überschreiben:

„Regionalplanung mit und nicht gegen die Gemeinden oder der Versuch der Demokratisierung des Regionalplans“.

Demografischer Wandel und Mobilität

Die Fakten des demografischen Wandels sind lange bekannt und wurden zu lange verdrängt. In einem  Punkt lohnt der Streit nicht – welche Einwohnerentwicklung dürfen oder besser müssen wir erwarten?

Die Zeiten des quantitativen Wachstums sind vorbei und auch die prosperierende Region Stuttgart wird ab etwa 2020 Einwohner verlieren, umso mehr je zaghafter wir eine aktive Entwicklung befördern. Deshalb ist die Philosophie der Regionalplanung so wichtig. Langsam vermitteln wir das Gefühl, das Streben nach

Sicherung der Einwohnerzahlen oder von Arbeitsplätzen sei etwas Unanständiges, sobald damit Flächeninanspruchnahme verbunden ist.

Wer als Unternehmen oder als Familie bauen will, wird auch bauen, unabhängig von hehren Zielen der Regionalplaner. Die Frage ist also, wo und wie kann dies möglichst verträglich geschehen. Wer bei uns das Objekt seiner Wahl nicht findet, weicht in Nachbarregionen aus und baut dort mit erheblich größerem Flächenverbrauch. Das ist statistisch nachgewiesen. Wenn die Landesregierung ihr wortreich und populistisch verkündetes Ziel des Flächensparens im Land ernst meint, muss sie erstens mit gutem Beispiel vorangehen (beim geplanten Ausbau des Stuttgarter Flughafens kann sie das beweisen) und zweitens mit klaren Vorgaben der Landesplanung dafür sorgen, dass alle Regionen in Baden-Württemberg mit vernünftigen Entwicklungszielen arbeiten und nicht – wie z.B. in Neckar-Alb und Heilbronn-Franken - mit den zwei- bis dreifachen, völlig unrealistischen, Werten. Aber auch die dortigen Kommunen haben bewiesen, dass sie mit diesem weit gefassten Entscheidungsspielraum verantwortungsbewusst umgehen.

Wir Freien Wähler stellen dazu zwei Thesen auf:

Ein zu enges Korsett drängt Bauwillige in andere Regionen ab, dies erhöht den Flächenverbrauch im Land. Wenn tatsächlich die Nachfrage bei uns so stark zurückgeht wie von der Verwaltung angenommen, weisen die Kommunen auch keine Baugebiete mehr aus.

Die Region Stuttgart schöpft ihre Möglichkeiten nicht aus!

Wir bezweifeln nicht die Bevölkerungsprognose für das Zieljahr 2020 oder die regionsweite Bedarfsberechnung für Wohnen und Gewerbeansiedlungen. Wir sind aber genauso überzeugt davon, dass

eine exakte rechnerische Verteilung dieser minimalen Werte auf die ganze Region, beim Wohnen 0,2 oder 0,3 % pro Jahr, dazu führen wird, dass wir das Ziel, unsere Einwohnerzahlen langfristig zu stabilisieren,

- falls wir dieses Ziel wirklich wollen -, nicht erreichen werden.

Die Verwaltung hat nun auf unser ständiges Drängen eine gewisse Flexibilität dergestalt angekündigt, dass sie besondere örtliche Verhältnisse (hohe Einpendlerzahl, viel junge Familien) bei der Flächenbemessung

berücksichtigen will. Dies ist ja löblich, wird aber in der Praxis zu Schwierigkeit beim Nachweis und dazu

führen, dass die Gemeinden zu Bittstellern werden. Mal sehen, wie man das handhaben will.

Lassen Sie mich am Beispiel einer 5000- Einwohner-Gemeinde verdeutlichen, was diese Zahlen in der Praxis für Folgen haben. Eine Kommune dieser Größe hat etwa 2 300 Haushalte. Ein  Entwicklungspotenzial von 3 % in 15 Jahren erlaubt einen Zuwachs in dieser langen Zeit von gerade

mal 70 WE. Auf die dafür notwendigen Flächen werden dann auch noch die oft gar nicht aktivierbaren Baulücken teilweise angerechnet. Eine vernünftige Bauleitplanung, Bodenordnung und Erschließung

ist damit nicht machbar. Bei den Gemeinden im Siedlungsbereich ist die Situation mit einem Wert von 4,5 % auch nicht viel besser.

Die Folge wird sein, dass vor allem kleinere und mittlere Gemeinden einen erheblichen Einwohnerrückgang und einen massiven Substanzverlust erleiden, weil besonders jüngere Familien fehlen werden. Auf die Folgen für Kindergärten und Schulen komme ich noch zurück. Es wird aber auch viele, vor allem größere,

Kommunen geben, die diese geringen Werte nicht ausschöpfen können oder wollen. Das sind dann verspielte Chancen, weil andere dies nicht kompensieren dürfen. Und das in einer Region die händeringend nach Fachkräften sucht. Ohne eine aktive Zuwanderungspolitik wird dies nicht gelingen, zum Schaden unserer Wirtschaft. Natürlich sind die Kosten eine Hauptursache für die Auswanderung von Betrieben, aber auch fehlende Entwicklungsmöglichkeiten und Fachkräftemangel tragen dazu bei.

Wir brauchen in einem durchaus gesunden Wettbewerb die aktive Mitwirkung aller unserer 179 Städte und Gemeinden. Ich muss nicht besonders betonen, dass unsere Fraktion, wie auch die Mehrzahl der Kommunen, der Innenentwicklung den Vorrang gibt und dass wir immer wieder auf die Gefahr hinweisen, dass ausufernde Wohngebiete die Kostenfallen der Zukunft sind und dort stehenden Gebäuden Wertverfall droht.

Dezentrale Konzentration – ein Allheilmittel?

Der Regionalplan setzt auf Entwicklungsachsen und Siedlungsbereiche, also auf dezentrale Konzentration. Nach der reinen Lehre der Regionalplanung mag dies richtig sein. Ob wir heute darüber glücklich wären, wenn danach schon seit Jahrzehnten verfahren worden wäre? Siedlungskonzentration hat auch erhebliche

Schattenseiten! Hochverdichtete Neubausiedlungen haben Schwierigkeiten mit dem Zusammenwachsen und oft eine problematische Sozialstruktur. Da zwar noch Wohnungen geschaffen werden, aber die  Einwohnerzahl in der Region praktisch unverändert bleibt, schießen wir mit Kanonen nach Spatzen, wenn wir den Gemeinden außerhalb der Siedlungsbereiche kaum noch messbare Entwicklungen zubilligen. Es kommt im Übrigen auch den Zentralorten zugute,- weiterführende Schulen, Einkaufen, Kultur usw. -, wenn ihr Umland prosperiert. Wir werden nicht alle Kinderbetreuungseinrichtungen und Grund- und Hauptschulen

retten, aber was dort los ist, wo die Schließung solcher Einrichtungen droht, kann man leicht ermessen. Die größeren Orte werden diese Einrichtungen eher sichern können, als die kleinen. Wo Kindergärten und Schulen fehlen, geht die „Seele“ einer Gemeinde verloren und die Abwärtsspirale beginnt sich zu drehen. Wir sprechen uns dafür aus, die Entwicklungsspielräume insgesamt zu vergrößern, etwa von 0,2 auf 0,3 und von 0,3 auf 0,5 % pro Jahr. Damit würden wir immer noch vorbildlich handeln und blieben bei der Hälfte der Werte der Nachbarregionen. Wohlgemerkt – wir fordern Gestaltungsspielraum, das ist nicht mit höherem Flächenverbrauchgleichzusetzen. Dieser würde erst und nur dann stattfinden, wenn tatsächlich Bauland nachgefragt wird. Die Gesetze des Marktes gelten auch hier.

Skeptisch sind wir auch hinsichtlich der vorgeschlagenen Wohnbauschwerpunkte. Wir hätten uns eine deutlich größere Zahl, dafür aber kleinere Schwerpunkte gewünscht. Erfahrungsgemäß werden große Gebiete nur langsam entwickelt und entsprechen oft nicht der Nachfrage. Eine weitere Folge einer zu restriktiven Politik mit ihrer Verdrängungswirkung ist eine Verknappung und Verteuerung von Wohnraum. Rein rechnerisch werden wir keine Unterversorgung haben, aber es werden immer mehr Familien mit kleinem Einkommen aus dem Wohnungsmarkt gedrängt. Jetzt rächt sich die falsche Ausrichtung der Wohnungsbauförderung, die mit Objektförderung statt mit persönlicher Unterstützung riesige  Fehlbelegungen verantworten muss.

Grünzüge und Grünzäsuren

Grünzäsuren sind unverzichtbare Gliederungselemente in den Siedlungsbereichen und haben dementsprechend einen hohen Schutzgrad. Geringe Abweichungen müssen aber über eine abschließende Ausformung möglich bleiben, da nicht jede Grünzäsur parzellenscharf untersucht werden kann. Bei den Grünzügen, die mittlerweile auch die früheren „schutzwürdigen Bereiche für Landwirtschaft, Erholung, Grundwasser etc.“ mit abdecken, ist eine etwas größere Flexibilität bei der Ausformung notwendig, weil es unmöglich ist, alle Grünzüge regionsweit genau und sachgerecht abzugrenzen.

Ein Rezept für die Praxis

Mit Recht fordern die Gemeinden, dass sie innerhalb der zugestandenen Entwicklungszahlen mit Alternativen arbeiten dürfen, um bei Umlegungen nicht von den Eigentümern abhängig zu werden. Immer wieder hat unsere Fraktion gefordert, den Gemeinden im Rahmen des zahlenmäßigen Kontingents die Ausweisung von Alternativstandorten zu erlauben. Auch dies hat die Verwaltung nach langem

Drängen aufgegriffen. Dies wäre dann praktikabel, wenn die Gemeinden die Gelegenheit bekommen, in der frühzeitigen Behördenbeteiligung mehr Flächen auf ihre regionalplanerische Eignung prüfen und bestätigen zu lassen. Damit würde Planungssicherheit geschaffen und eine spätere Punktänderung des Flächennutzungsplans zum Austausch von Gebieten erheblich vereinfacht.

Schlussbetrachtung

Wenn wir gelegentlich beklagen, dass sich noch kein ausreichendes Regionalbewusstsein herausgebildet hat, dann liegt dies nicht zuletzt daran, dass sich Regionalversammlung und Verwaltung zu wenig mit dem kommunalen Selbstverständnis auseinandersetzen. Genau im kommunalen Raum muss aber die Verwurzelung und Identifikation stattfinden, die sich mehr und mehr auch auf die größere Einheit Region überträgt.

Wir brauchen einen Rahmen für eine aktive und dynamische Entwicklung. Dies steht nicht im Widerspruch zu der Notwendigkeit der Bewahrung der natürlichen Lebensgrundlagen, für die wir nicht mit unflexiblen Vorgaben, sondern mit der Kraft der Argumente werben müssen. Eine demokratisch verfasste Regionalplanung bedeutet nicht nur Entscheidungen durch die direkt gewählte Regionalversammlung,

die gegenüber der Vorarbeit der Verwaltung ohnehin kaum eigene Akzente setzt, sondern auch die Einbindung der Städte und Gemeinden. Sie sind es, die im Vollzug die Interessen ihrer Bürgerinnen und Bürger und der Wirtschaft berücksichtigen müssen. Wenn wir weiterhin so tun, als könnte das Land an uns genesen, spielen wir nur den Nachbarregionen in die Hände und verfehlen zudem das Ziel des Flächensparens.

Wir Freien Wähler erwarten, dass in der jetzt beginnenden Anhörung eine offene und faire  Auseinandersetzung mit den Positionen der Städte und Gemeinden erfolgt. Deren Stellungnahmen sind für uns nicht die alleinige, aber eine wichtige Orientierung für die weiteren Beratungen. Wenn unsere Fraktion heute dem Auslegungsbeschluss zustimmt, dann bedeutet dies nicht die uneingeschränkte Zustimmung

zum Inhalt. 

Wir möchten die Städte und Gemeinden als Partner einer aktiven und doch nachhaltigen Regionalentwicklung im Boot haben. Dies wird nicht zur Beliebigkeit wichtiger Zielsetzungen führen. Es erfordert auf beiden Seiten Dialogbereitschaft und in diesem Hause die Einfühlung in den umfassenden Auftrag der kommunalen  Selbstverwaltung, die sich aus der Pflicht zur Daseinsvorsorge und dem direkten

Auftrag der Bürgerinnen und Bürger ergibt.
Aus: Stanpunkte 

von Alfred Bachofer, verantwortlich für den Newsletter der Freien Wähler in der Region Stuttgart
http://www.freiewaehler.de/Regionalfraktion/media/newsletter/FW_Newsletter_1_08.pdf
